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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Die vom Nationalrat im Vorjahr überwiesene Motion Freund (svp, AR) für eine bessere
Ausrüstung des Grenzwachtkorps fand auch im Ständerat Zustimmung. 1

MOTION
DATUM: 09.06.1999
MARC BÜHLMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Bei der jeweils nach den Nationalratswahlen vorzunehmenden Bestätigungswahl für
den Bundesrat kommt es immer wieder vor, dass die zuletzt antretenden amtsjüngsten
Bundesräte ein schlechtes Resultat erzielen, weil sie Opfer von sogenannten
Retourkutschen werden. 1991 musste beispielsweise der Amtsjüngste, Villiger (fdp), mit
dem schlechtesten Resultat (127 Stimmen von 238 anwesenden Abgeordneten) dafür
büssen, dass die vor ihm angetretenen Christlichdemokraten nur mässige Ergebnisse
erzielt hatten. Um dem abzuhelfen, überwies der Nationalrat mit 82 zu 67 Stimmen eine
Motion Weyeneth (svp, BE), welche verlangt, dass die wiederkandidierenden Bundesräte
zwar weiterhin einzeln gewählt werden, aber in einem gemeinsamen Wahlgang. Damit
könnten die Parlamentarier eine Bewertung der einzelnen Regierungsmitglieder
vornehmen, ohne Vergeltungsaktionen für später Antretende befürchten zu müssen. Im
Ständerat setzte sich - gegen den Antrag der Staatspolitischen Kommission - dann
allerdings mit 19 zu 15 Stimmen der Sozialdemokrat Aeby (FR) durch, der - unterstützt
von Iten (fdp, ZG) und Cottier (cvp, FR) - eine Ablehnung der Motion forderte. Sein
Hauptargument gegen den Vorstoss war die Sorge, dass mit diesem neuen System der
Fortbestand einer stabilen proportionalen Zusammensetzung des Bundesrats gemäss
der Parteienstärke nicht mehr gewährleistet wäre. 2

MOTION
DATUM: 04.10.1996
HANS HIRTER

Nationalrat Weyeneth (svp, BE) unternahm einen neuen Versuch, das Wahlsystem für
die wiederkandidierenden Bundesräte zu verändern und die bestehende Abfolge von
einzelnen Wahlgängen durch eine gleichzeitig für alle vorzunehmende Einzelwahl zu
ersetzen. Nur so wäre es nach Ansicht des Initianten möglich, die Leistung der
Bundesräte ohne taktische Rücksichtnahmen (sprich Angst vor Retourkutschen) ehrlich
zu beurteilen. Eine erste entsprechende Motion war 1996 von der grossen Kammer
überwiesen, vom Ständerat aber abgelehnt worden. Das Büro des Nationalrats lehnte
die Stossrichtung der neuen Motion Weyeneths ab, da das vorgeschlagene Verfahren zu
überraschenden Abwahlen führen könnte und keine Gewähr für die Einhaltung der
diversen Quoten (parteipolitisch, sprachlich, regional) bieten würde. Da aber ohnehin
die Staatsleitungsreform anstehe, anlässlich derer man sich grundsätzlich mit der
Funktion und Konstituierung der Regierung auseinandersetzen werde, empfahl das
Büro trotz seiner ablehnenden Stellungnahme die Überweisung der Motion in
Postulatsform, was denn auch geschah. 3

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Die Motion von Roland Borer (svp, SO), die Regelungen gefordert hätte, mit denen die
Unvereinbarkeit des Amtes als Bundespräsident mit einem Vorsitz in einer
internationalen Organisation festgelegt worden wären, wurde Ende 2015
abgeschrieben. Der Motionär war bei den Nationalratswahlen im Herbst nach 24 Jahren
in der grossen Kammer nicht wiedergewählt worden. Borers Forderung war eine Kritik
an Bundesrat Burkhalter, der 2014 als Bundespräsident gleichzeitig der OSZE vorsass.

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Mittels einer Motion wollte Lukas Reimann (svp, SG) ein öffentliches Hearing vor
Bundesratswahlen einführen. „Ich bin doch nicht dumm”, zitierte der St. Galler SVP-
Nationalrat Ignazio Cassis, der dies vor seiner Wahl zum Bundesrat am Ende des
Hearings bei der SVP-Fraktion auf die Frage geantwortet habe, ob er bei der Anhörung
in der SP-Fraktion die gleichen Antworten geben werde. Es sei ein Problem, so Reimann
in der Begründung für seinen Vorstoss, dass Kandidierende den Fraktionen nach dem
Mund redeten und sich diese kein ehrliches Bild machen könnten. Dies wäre nicht der
Fall, wenn Bundesratskandidierende in einem öffentlichen und überparteilichen
Hearing Rede und Antwort stehen müssten. 
Während der Debatte zur Motion zu Beginn der Frühjahrssession 2018 verstieg sich der
Motionär zur nachher von einigen Ratskollegen beanstandeten Bemerkung, dass
Bundesrat Cassis während des SVP-Hearings gar das Ende der Personenfreizügigkeit
versprochen habe. Ein öffentliches Hearing würde die Kandidierenden an ihre
Versprechen binden. Das Büro – vertreten durch seine Sprecherin Edith Graf-Litscher
(sp, TG) – machte geltend, dass der Vorstoss sowohl aus praktischen wie auch aus
inhaltlichen Gründen abzulehnen sei. Ein öffentliches Hearing sei nicht effizient, weil
die einzelnen Fraktionen wohl trotzdem noch eigene Anhörungen durchführen würden.
Zudem wäre bei einer Doppel- oder Dreifachvakanz ein eigentlicher Marathon zu
leisten, wenn von jeder Fraktion drei Kandidierende vorgeschlagen würden und jede
Partei spezifische Fragen stellen würde. Schliesslich stehe es heute schon jeder
Fraktion offen, die eigenen Hearings öffentlich durchzuführen und so Transparenz zu
schaffen. Mit 148 Stimmen pflichtete der Nationalrat der Position, dass von der
Änderung kein Mehrwert zu erwarten sei, bei. Unterstützung erhielt die Idee lediglich
von 26 SVP-Mitgliedern sowie zwei SP-Räten. 4

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN

Lediglich der Walliser CVP Neo-Nationalrat Philipp-Matthias Bregy und alle anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion unterstützten die Motion Ruppen (svp, VS), die verlangte,
dass Personen, die bei Bundesratswahlen bisher unter dem Begriff «Diverse»
aufgeführt werden, zukünftig namentlich erwähnt werden sollten. Ruppen wollte mit
seinem Vorstoss das Büro-NR zu einem Gesetzesvorschlag verpflichten, der bestimmt,
dass bei Wahlen in den Bundesrat in allen Wahlgängen die Resultate aller Personen
verlesen werden müssen, die Stimmen erhalten haben. Die gängige Regel ist, dass im
ersten und im zweiten Wahlgang Personen mit weniger als 10 Stimmen unter Diverse
aufgeführt werden. 
Diese Praxis habe sich bewährt, führte Edith Graf-Litscher (sp, TG) für das Büro aus. Es
würde zu falschen Anreizen führen und sei einer Bundesratswahl nicht würdig, wenn
alle Personen, die auch nur eine Stimme erhalten hätten, genannt werden müssten. Man
müsse zudem bedenken, dass die Regelung auch für alle anderen Wahlen (z.B.
Richterwahlen) angewendet werden müsste. Ruppen hingegen führte das Beispiel der
Wahl von Karin Keller-Sutter in die Exekutive ins Feld. Damals hätten Verschiedene 27
Stimmen erhalten. Man wisse nun nicht – lediglich die Stimmenzählerinnen und
Stimmenzähler, die zu Stillschweigen verpflichtet seien – ob das 27 Einzelpersonen
gewesen seien oder aber drei Personen mit je 9 Stimmen. Dies sei stossend, weil
Resultate von wichtigen Wahlen transparent sein müssten. Die total 63 befürwortenden
Stimmen kamen aber gegen die 113 ablehnenden Stimmen (1 Enthaltung) nicht an. 5

MOTION
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Ein wichtiges Argument, das für die elektronische Stimmabgabe ins Feld geführt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation für die fünfte Schweiz. E-Voting ermöglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuführen.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spät bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behörden in der Schweiz einträfen –
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgenössischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Möglichkeit haben, elektronisch zu
wählen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Bürgerinnen und Bürger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hätten aber lediglich vier Kantone die Möglichkeit von E-Voting
angeboten. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Möglichkeit für eine elektronische Wahl für die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten hätten, eine kurz vor den Wahlen

MOTION
DATUM: 07.03.2016
MARC BÜHLMANN
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entdeckte Sicherheitslücke aber die Einschränkung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsätzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frühjahrssession 2016
folgte der Ständerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab. 
Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr ähnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des ständerätlichen Entscheids vom Motionär im September 2016
zurückgezogen. 6

Ein häufig vorgebrachtes Argument für E-Voting ist der Abbau von Hürden für die Wahl-
und Abstimmungsteilnahme von Auslandschweizerinnen und -schweizern. Da die
postalische Zustellung und Rücksendung in einigen Ländern nur sehr langsam
geschieht, treffen Abstimmungsunterlagen in der Schweiz oft zu spät ein. Da E-Voting
aber zu diesem Zeitpunkt einen eher schweren Stand hatte, schlug Claudio Zanetti (svp,
ZH) im März 2019 in seiner Motion eine elektronische Zustellung der
Abstimmungsunterlagen vor, die dann vor Ort ausgedruckt und auf postalischem Weg
zurückgeschickt werden könnten. Damit würde wenigstens die Zeit für die Zustellung
eingespart. 
In seiner Antwort versicherte der Bundesrat, dass er sich der Problematik bewusst sei.
Allerdings habe der E-Versand ähnliche Probleme wie das E-Voting, da nämlich auch
hier Sicherheitsanforderungen eingehalten werden müssten, um Missbrauch zu
verhindern. Zudem würde der Zeitgewinn mit einem Zusatzaufwand für die Nutzerinnen
und Nutzer (Druck, Rückversand) erkauft. Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die
bundesrätliche Haltung in der grossen Kammer vertrat, betonte zudem, dass die
Kontrolle und die Auszählung von selbst gedrucktem Stimmmaterial ebenfalls mit
Schwierigkeiten verbunden sei. Der Rat sah hingegen im E-Versand eine mögliche
Lösung für das Problem und überwies die Motion mit 115 zu 68 Stimmen an die kleine
Kammer. Die Gegnerschaft der Motion fand sich vor allem in der FDP-, der CVP- und
der BDP-Fraktion. 7

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Auslandschweizer

Auslandschweizer sollen sich zukünftig für alle Anliegen nur noch an eine für sie
zuständige Bundesstelle wenden müssen. Dies forderte eine Motion Brunschwig Graf
(fdp, GE), welche damit die bisherige Praxis kritisierte, wonach verschiedene Stellen in
unterschiedlichen Departementen für Angelegenheiten der im Ausland wohnhaften
Schweizer zuständig sind. Wo eine solche Zusammenführung nicht möglich sei, solle
eine verbesserte Koordination angestrebt werden. Der Bundesrat unterstützte diese
Motion, welche von beiden Räten angenommen wurde. 8

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

Die Motion Segmüller (cvp, LU), welche der Nationalrat Ende 2009 gutgeheissen hatte,
verlangte vom Bundesrat eine bessere Informationspolitik für Auslandschweizer. Dazu
sollten organisatorische und gegebenenfalls gesetzgeberische Schritte getätigt werden,
um die „fünfte Schweiz“ mit breiten politischen Informationen zu versorgen. Der
Ständerat votierte im Dezember 2011 ebenfalls für dieses Anliegen. 9

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

La commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a proposé de
permettre aux expatriés d’élire leurs délégués au Conseil des Suisses de l’étranger par
voie électronique. La chambre basse a soutenu cette proposition par 134 voix contre
31, provenant principalement du groupe libéral-radical, et 3 abstentions. La chambre
haute s’est alignée sur cette décision. 10

MOTION
DATUM: 18.09.2013
EMILIA PASQUIER
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Im Berichtsjahr 2014 behandelte der Nationalrat eine Motion Büchel (svp, SG), die
bereits 2012 eingereicht worden war. Das Begehren verlangte, die Postfinance auf
Gesetzeswegen zu verpflichten, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die
Führung eines Kontos „zu vernünftigen Bedingungen“ zu ermöglichen. Im
Zusammenhang mit der zunehmend kompromisslosen Gangart der US-Behörden
gegenüber fehlbaren ausländischen Banken in Sachen Beihilfe zur Steuerhinterziehung
hatten verschiedene Schweizer Banken ihr Engagement in den USA stark
zurückgefahren. Laut dem Motionär hätten deshalb Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer, speziell in den USA, Mühe bekommen, ein Schweizer Bankkonto zu
eröffnen. Darauf seien sie aber angewiesen, sei es beispielsweise um Auslagen während
eines Heimataufenthalts zu tätigen oder Transaktionen im Zusammenhang mit
Schweizer Liegenschaften abzuwickeln. Der Bundesrat sprach sich gegen die Motion
aus. Er argumentierte, dass die vorgeschlagene Gesetzesänderung in die
Vertragsfreiheit der Postfinance eingreifen würde. Bundesrätin Leuthard erklärte in
diesem Zusammenhang, dass die Postfinance an aufsichtsrechtliche Normen gebunden
sei, die ihr eine strenge Einhaltung ausländischer Rechtsordnungen vorschreiben,
weshalb es Sache der Postfinance sei, zu entscheiden, ob sie entsprechende Risiken
eingehen wolle. Der offen formulierte Text der Motion würde die Postfinance gar dazu
verpflichten, Produkte für etwa 200 Länder anzubieten und diese den entsprechenden
Rechtsnormen anzupassen, was die Landesregierung als unverhältnismässig erachtete.
Weiter habe die Postfinance die Absicht geäussert, bestehende Kundenbeziehungen in
die USA weiterzuführen, wenn ihr die Kunden bekannt seien und diese deklarierten,
dass die Vermögen auf den Konti versteuert wären. Das nationalrätliche Plenum liess
sich von der bundesrätlichen Argumentation nicht überzeugen. Mit 126 zu 53 Stimmen
bei 11 Enthaltungen entschied die grosse Kammer, die Motion anzunehmen. Die Nein-
Stimmen entfielen dabei auf acht von zwölf GLP-Parlamentsmitgliedern und auf grosse
Teile der FDP und der CVP. Die Behandlung im Ständerat stand am Jahresende noch
aus. 11

MOTION
DATUM: 11.09.2014
FABIO CANETG

La Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a déposé une
motion pour garantir un accès aux services bancaires Postfinance pour les Suisses de
l'étranger. Il s'aligne ainsi sur les recommandations du Conseil des Suisses de l'étranger
(CSE). Cette modification des bases légales de Postfinance permettrait, selon la CPE-
CN, de réduire les entraves à la mobilité internationale. En effet, les Suisses de
l'étranger sont souvent contraints de maintenir une relation bancaire en Suisse afin, par
exemple, de contracter une assurance-maladie ou encore de gérer des biens
immobiliers. Ainsi, étant donné que la Confédération se positionne comme
l'actionnaire majoritaire de La Poste Suisse SA, la commission estime que Postfinance
devrait garantir, en contrepartie, une prestation bancaire, avec des conditions
adéquates, aux citoyens de l'étranger. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la
motion. Il considère que l'objet porte atteinte, non seulement à la liberté économique
des banques, mais aussi à l'équité concurrentielle. De plus, il estime qu'une telle
démarche réduit la crédibilité des banques helvétiques et renforce les risques. Au final,
le Conseil national s'est rangé massivement derrière sa commission. Il a adopté la
motion par 178 oui contre 4 non et 7 abstentions. 12

MOTION
DATUM: 11.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Filippo Lombardi (pdc, TI) estime que la révision de la loi sur les banques dessine une
garantie implicite de l'Etat en cas de faillite d'une banque d'importance systémique.
Par conséquent, il considère logique de demander une contrepartie à cette assurance
étatique. Il souhaite donc, par l'intermédiaire d'une motion, introduire dans la
réglementation "too big too fail" une garantie pour que tous les Suisses de l'étranger
puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique d'importance
systémique. Le sénateur Lombardi explique qu'il est important de lever les entraves à la
mobilité internationale. En effet, la hausse des frais de gestion pour ces comptes ou
l'impossibilité d'obtenir une telle relation bancaire s'apparentent à des freins. Un
compte bancaire en Suisse est indispensable pour les Suisses de l'étranger pour, par
exemple, la cotisation AVS, la contraction d'une assurance-maladie ou encore pour la
gestion d'un bien immobilier. Le Conseil fédéral a exprimé son désaccord avec cette

MOTION
DATUM: 19.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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motion. Tout d'abord, il rappelle qu'une motion identique 15.4029 a déjà été rejetée
par le Parlement. Ensuite, il souligne la hausse des risques et les répercussions sur la
réputation des banques helvétiques qui seraient induites. Ainsi, cette réglementation
irait à l'encontre de la volonté de la législation "too big too fail". De plus, il met en avant
les problèmes d'équité concurrentielle vis-à-vis des autres banques. Puis, il précise
que la hausse des charges est principalement provoquée par une hausse des
réglementations dans les législations étrangères depuis la crise financière de 2008.
Face à tous ces arguments, la chambre des cantons a décidé d'adopter la motion par 23
voix contre 14 et 6 abstentions. Le Conseil national se prononcera prochainement sur le
sujet. 13

Filippo Lombardi (pdc, TI) demande au Conseil fédéral de garantir que tous les Suisses
de l'étranger puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique
d'importance systémique. En effet, il estime qu'un tel accès doit être garanti en
contrepartie de la garantie implicite offerte par l'Etat aux banques d'importance
systémique. Si la chambre des cantons a adopté la motion, la chambre du peuple a
rejeté l'objet par 132 voix contre 48 et 4 abstentions. Elle a donc suivi les
recommandations de sa Commission de politique extérieure (CPE-CN) qui proposait de
rejeter la motion par 11 voix contre 9. Lors du débat en chambre, les parlementaires ont
estimé que l'argument de la garantie implicite n'était plus valable. Plus précisément, la
loi sur les banques de 2012 supprime cette garantie implicite. Ainsi, aucune
contrepartie ne devrait être exigée. De plus, l'argument de la liberté économique a été
utilisé. Au final, la discussion s'est aussi orientée sur les Suisses de l'étranger et leur
importance. Les voix de l'UDC, du PLR, du PBD, des Vert'libéraux et de la majorité du
PDC ont fait pencher la balance. 14

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Depuis la crise financière de 2008 et la refonte du secteur bancaire, il est de plus en
plus difficile pour les Suisses de l’étranger de maintenir une relation bancaire avec un
établissement helvétique. Or, une telle relation bancaire est indispensable pour
contracter une assurance-maladie, cotiser à l’AVS ou gérer un bien immobilier. La
Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) a donc déposé une
motion afin d’améliorer l’information des Suisses de l’étranger pour maintenir une
relation bancaire avec une banque d’importance systémique en Suisse. Une minorité,
emmenée par des membres PLR et PDC, proposait le rejet de la motion. 
De son côté, le Conseil fédéral a estimé que ce n’était pas son rôle de s’immiscer dans
les relations commerciales d’entreprises privées. Il demande donc le rejet de la motion.
Néanmoins, il a précisé que le Département fédéral des affaires étrangères (DFAE)
contacterait l’Association suisse des banquiers (ASB) pour leur signaler le déficit
d’information pour les Suisses de l’étranger. 
Lors du vote en chambre, l’objet a été rejeté à une courte majorité, par 96 voix contre
80 et 9 abstentions. La frange droite du Parlement, emmenée par le PLR, l’UDC et le
PBD, a fait pencher la balance. 15

MOTION
DATUM: 05.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A l’opposé de sa chambre sœur, le Conseil des États a nettement rejeté la motion de la
CPE-CN, pour une garantie d'accès à une relation bancaire pour les Suisses de
l'étranger, par 30 voix contre 9 et 4 absentions. La commission de politique extérieure
du Conseil national avait déposé une motion pour que la Postfinance garantisse un
accès à une relation bancaire pour les Suisses de l’étranger. La chambre s’oppose
ainsi à la volonté de la majorité de sa commission de politique extérieure (CPE-CE) qui
recommandait l’adoption de l’objet. Les arguments qui pointaient du doigt l’entrave à la
liberté économique et l’atteinte à l’équité concurrentielle bancaire ont fait mouche.
Ainsi, si la chambre a considéré qu’il existait une inégalité pour les Suisses de l’étranger
qui souhaitaient ou devaient maintenir une relation bancaire en Suisse, elle a estimé
que la solution avancée n’était pas optimale. 16

MOTION
DATUM: 13.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Mit einer Motion der Finanzkommission des Ständerats sollte der Bundesrat zur
Berichterstattung über die Verwendung der anlässlich der Beratungen zum Voranschlag
2008 zusätzlich bewilligten Mittel für Schweizer Schulen im Ausland sowie zur
künftigen Ausrichtung dieser Schulen verpflichtet werden. Der Ständerat hatte den
Vorstoss in der Sommersession gutgeheissen. Da der Bundesrat die Motion mit einem
im August veröffentlichten Bericht bereits erfüllt hatte, lehnte sie der Nationalrat in der
Wintersession ab. Er hiess aber eine Motion seiner Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur gut, mit der die Landesregierung zu einer Revision des
Auslandschweizer-Ausbildungsgesetzes verpflichtet werden soll. Es geht dabei
hauptsächlich um eine Aktualisierung und Optimierung des heutigen Förderkonzepts,
die dafür bereitstehenden Mittel bleiben unverändert bei 20 Mio. 17

MOTION
DATUM: 06.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Am Parteitag in Altdorf haben die Delegierten eine Zehn-Punkte-Resolution
beschlossen, in welcher sie Massnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
des Wirtschaftsstandortes Schweiz forderten. Ihrer Ansicht nach soll auf jeden Fall auf
eine kurzfristig angelegte Strukturerhaltung mittels konjunktur- und
beschäftigungspolitischer Massnahmen verzichtet werden. Gemeinsam mit der CVP,
der SVP und der LP reichte die Fraktion verschiedene Motionen zur Revitalisierung des
Wirtschaftsstandortes Schweiz ein. 18

MOTION
DATUM: 04.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gemeinsam mit der FDP, der SVP und der LP reichte die Fraktion der CVP Motionen
zur Revitalisierung des Wirtschaftsstandortes Schweiz ein.

MOTION
DATUM: 04.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die freisinnige Fraktion reichte im Zusammenhang mit dem Revitalisierungsprogramm
eine Reihe von Vorstössen in den Bereichen Umschulung, Weiterbildung resp.
Forschung, Bodenrecht, regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit,
Steuerpolitik, Deregulierung im Fernmeldewesen, Transitabkommen sowie
Arbeitsmarkt. Der Nationalrat überwies zudem verschiedene Fraktionsmotionen der
FDP zum Abbau von Vorschriften in der Argrarpolitik. 19

MOTION
DATUM: 03.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einem Thesenpapier für mehr Wettbewerb, flexibleren Arbeitsmarkt, bessere Bildung
und Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit von Frauen, Jugendlichen und älteren
Arbeitnehmern versuchte die Partei, auf verschiedene Forderungen nach
Revitalisierung des schweizerischen Arbeitsmarktes einzugehen. Die nach der
Ablehnung des EWR-Vertrags eingereichte und vom Nationalrat teilweise überwiesenen
Motion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen verlangte Verbesserungen im
Bereich des Bildungs- und Forschungsstandortes Schweiz, die Vermeidung von
Diskriminierungen bezüglich Berufsausübung und Diplomanerkennung innerhalb der
Schweiz, die Beschleunigung von Bewilligungs- und Einspracheverfahren, die schnellere
Erschliessung von Bauland sowie Erleichterungen der Kapitalbeschaffung.
Diskussionslos überwies der Nationalrat auch die zum gleichen Zeitpunkt eingereichten
Motionen der CVP-Fraktion zum Abbau von Marktzutrittsbarrieren sowie zur
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik. Eine Motion zur Finanzierung von
Risikokapital für kleine und mittlere Unternehmen wurde als Postulat überwiesen. 20

MOTION
DATUM: 01.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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In Bezug auf die Drogenproblematik forderte die CVP an einer Tagung eine stärkere
Führungsrolle des Bundes und verlangte die Ablösung des Betäubungsmittelgesetzes
durch ein umfassendes Suchtpräventionsgesetz, wozu sie auch eine Fraktionsmotion
einreichte. In ihrem 21 Thesen umfassenden Grundlagenpapier konnte sie jedoch nichts
grundlegend Neues vorschlagen. 21

MOTION
DATUM: 17.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Gesundheitspolitik setzte sich die CVP für die Abschaffung des Numerus clausus
beim Medizinstudium ein. Es gehe nicht an, dass immer mehr ausländische Ärzte in der
Schweiz tätig seien, der Ausbildung inländischen Ärztenachwuchses aber gleichzeitig
ein Riegel geschoben werde. CVP-Nationalrätin Brigitte Häberli (TG) reichte im Juni
eine entsprechende Motion ein. 22

MOTION
DATUM: 28.06.2011
MARC BÜHLMANN
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